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8. Praktische Erfahrungen mit der Umsetzung der Bestimmungen
über die Rückführung ausländischer Staatsangehöriger auf dem
Luftweg

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Abschlussbericht (freigegeben) der Arbeitsgruppe "Rückfüh-
rung“ vom 25.10.2002 zustimmend zur Kenntnis.

2. Sie beschließt zur Umsetzung des im Bericht vorgeschlagenen Konzeptes fol-
gende Maßnahmen:

- Bund und Länder informieren sich untereinander auf freiwilliger Basis über
das zur Abschiebung eingesetzte medizinische Begleitpersonal (mit dessen
Zustimmung), um über den Rückgriff auf dieses Personal ggf. eigene Pro-
bleme bei der Gewinnung geeigneten medizinischen Fachpersonals zu ver-
ringern. 

- Die Begutachtung einer behaupteten Flugreiseuntauglichkeit (inlandsbezo-
genes Vollzugshindernis) soll möglichst kurzfristig einem Kreis besonders
qualifizierter Ärzte übertragen werden, sofern diese Frage im Zusammen-
hang mit vorgetragener Suizidgefahr oder einem posttraumatischen Bela-
stungssyndrom in Verbindung steht. Bei diesen medizinischen Spezialfragen
ist die Beauftragung von Mitgliedern des Kreises qualifizierter Ärzte auch bei
der Prüfung zielstaatsbezogener Abschiebungshindernisse geboten. Im Hin-
blick auf die unterschiedlichen Zuständigkeiten von Bundes- und Länderbe-
hörden koordiniert die Arbeitsgruppe "Rückführung" die gemeinsamen Be-
mühungen, besonders qualifizierte Ärzte als Gutachter zu benennen.
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- Zur Wahrung bundeseinheitlicher Standards stützen sich die Länder auf den
von der AG "Rückführung" entwickelten Informations- und Kriterienkatalog
zur Prüfung inlandsbezogener Vollzugs- oder zielstaatsbezogener Abschie-
bungshindernisse. 

3. Sie bittet den Arbeitskreis I auf der Basis des Berichts der Arbeitsgruppe "Rück-
führung" zu prüfen, ob bei verweigerter Mitwirkung des Ausländers und der da-
durch verhinderten Möglichkeit einer ärztlichen Begutachtung zur Beurteilung der
Sachfrage und abschließenden Entscheidung der zuständigen Behörde aufgrund
der geltenden Rechtslage eine Flugreisetauglichkeit unterstellt werden kann, die
von allen am Vollzug beteiligten Behörden anerkannt wird. 
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9. Haltung der Ärztekammern zu ärztlichen Untersuchungen im Rahmen von
Rückführungsmaßnahmen

Beschluss:

1. Die IMK hält es für notwendig, mit der Bundesärztekammer die Frage der Mitwir-
kung von Ärzten bei Rückführungsmaßnahmen und diesen vorangehenden me-
dizinischen Erhebungen zu erörtern. 

2. Sie bittet den IMK-Vorsitzenden, mit der Bundesärztekammer Gespräche aufzu-
nehmen und hierbei deutlich zu machen, dass auf die Mitwirkung von Ärzten bei
Rückführungsmaßnahmen sowohl im staatlichen Interesse als auch im Interesse
der Betroffenen nicht verzichtet werden kann und die Mitwirkung - verantwor-
tungsvoll wahrgenommen - nicht im Widerspruch zu den Grundsätzen der ärztli-
chen Ethik steht. Bei den Gesprächen sollte auch dafür geworben werden, die
Fragestellungen auf der beiderseitigen Arbeitsebene - ggf. auch im Verhältnis zu
den Landesärztekammern - zu vertiefen. 

3. Der Vorsitzende wird gebeten, in der nächsten Innenministerkonferenz über den
Stand der Gespräche zu berichten.
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10. Rechtliche und organisatorische Möglichkeiten, eine dateigestützte Passab-
gleichstelle einzurichten

Beschluss:

1. Die Innenministerkonferenz nimmt den Abschlussbericht (freigegeben) der Ar-
beitsgruppe „Rückführung“ vom 25.10.2002 zur Kenntnis.

2. Sie bitten die Arbeitskreise I und II, ein auf der Basis des Berichts der Arbeits-
gruppe "Rückführung" abgestimmtes Konzept vorzulegen, das auch eine Lösung
mit untergesetzlicher Regelung vorsehen kann.


